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  Überlebt, 22. Januar 2020
[längere kursiv gesetzte Passagen sowie die Literaturangaben am Ende eines Gedankenganges sind nur Hilfestellungen für Nachfragen und sind nicht Teil des gesprochenen Vortrags.]
                                                            Überlebt! Und nun?

                              NS-Verfolgte in Hamburg nach ihrer Befreiung 1945/46

                                             Die Situation homosexueller Männer

Und als der Zweite Weltkrieg endlich zu Ende war, änderte sich da etwas in der Situation gleichgeschlechtlich empfindender und handelnder  Männer? Was erwarteten sie von der Zukunft? Waren ihre Erwartungen und Hoffnungen realistisch oder von vorneherein illusorisch? 

Und was bedeutete das Überleben eines Konzentrationslagers, eines Zuchthauses oder der Sicherungsverwahrung für die Betroffenen? Das Überleben des Überlebthabens war für sie alles andere als sicher und leicht. Der 1906 geborene Hamburger Martin Bellmer schaffte es nur neun Wochen. Nachdem ihn sowjetische Truppen am 3. Mai 1945 aus der Sicherungsverwahrung in Bützow-Dreibergen befreit hatten, starb er 63 Tage später, am 5. Juli 1945,  im Lazarett Bützow an den Haftfolgen – zwar in Freiheit, aber nach der Befreiung ohne jede Perspektive.
Über Paul Kühnapfel, 1915 in Hamburg geboren, seit 1931 langjähriger erfolgreicher Strichjunge und strafrechtlich wegen Diebstahls, Unterschlagungen, Hehlerei kein unbeschriebenes Blatt, gibt es in seiner Strafakte (Staatsarchiv Hamburg, Rep.  213-11: 5551/42, Blatt 27, 28 links sowie 39) folgende Schriftstücke, die im Zusammenhang des gestellten Themas interessant sind:
1. Schreiben der Oberstaatsanwaltschaft Hamburg an die Strafanstalt Hamburg-Fuhlsbüttel vom 7.12.1945: „Paul Emil Kühnapfel […], der z. Zt. dort Gefängnis verbüßt, ist am 6.1.43 aus dem Zuchthaus Börgermoor (Ems) in das K.Z.Lager Neuengamme und nach seiner Angabe später nach Braunschweig und Belsen überführt worden. Hier will er im Juli ds. J. von der englischen Militärregierung nach Hamburg entlassen worden sein.

Zur Feststellung, ob die gegen ihn im Jahre 1942 festgesetzte Gesamtstrafe von 8 Jahren und 6 Monaten Zuchthaus und Sicherungsverwahrung noch weiter vollstreckt werden soll, bitte ich um eingehende Befragung des Kühnapfel. An welchem Tage und aus welcher Anstalt ist K. entlassen worden? Ist der Entlassung eine Prüfung durch die englische Militärkommission vorausgegangen? Ev. bitte ich diese beizufügen.

Es kommt darauf an, festzustellen, ob die Entlassung des K. ein Gnadenakt der Militärregierung ist“.

Kühnapfel erklärte daraufhin am 18. Dezember 1945: „Ich wurde Anfang August d. J. durch die engl. Mi[li]t[är-]Behörde mit sämtlichen Insassen aus dem K.Z. Belsen entlassen. Ich erhielt einen Paß über meine Entlassung, den ich aber nicht mehr besitze. Über eine Begnadigung ist nichts gesagt worden“.

Nach dieser Erklärung verfügt die Staatsanwaltschaft Hamburg am 7. September 1946 Folgendes: „1) Kühnapfel ist am 6.1.43 aus der Strafhaft in das KZ Neuengamme und später in das KZ Belsen überführt [worden]. Dort ist er Anfang August 1945 durch die engl. Mil. Behörden entlassen [worden …]. Die Restzuchthausstrafe und Sicherungsverwahrung ist daher nach Anordnung der Militärregierung vom 23. August 1946 als im Gnadenweg als erlassen anzusehen.“.
2) Schreiben an das Zuchthaus Hamburg Fu [ : ] das Aufnahmeersuchen vom 9.1.46 bezl. Emil Paul Kühnapfel […] ist als erledigt anzusehen. Die Restzuchthausstrafe u. die Sicherungsverwahrung ist nach einer neuen Anordnung der Militärregierung vom 23. August 1946 als im Gnadenweg als erlassen anzusehen. Kühnapfel ist daher sofort aus der Zuchthausstrafe zu entlassen. Die Sicherungsverwahrung ist nicht mehr zu vollstrecken“. 

30 Jahre später, am 19. Juli 1976 ordnete der „Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof – Bundeszentralregister –  im Hinblick auf Kühnapfel von Amts wegen an, daß der Vermerk über die Verurteilung des Vorgenannten durch das Landgericht Hamburg vom 18. Mai 1942 […] und der Gesamtstrafenbeschluß des Landgerichts Hamburg vom 25. Juli 1942 […] im Zentralregister zu tilgen“seien.
Die zitierten Passagen aus der umfangreichen Strafakte Kühnapfel verdeutlichen die Situation der wegen Verstößen gegen die §§ 175, 175a StGB verurteilten Männer nach der Kapitulation des Deutschen Reiches und zeigt gleichzeitig, welche Zufälligkeiten für das Schicksal eines Strafgefangenen eine Rolle spielen konnten. Die von NS-Gerichten verhängten Strafen nach den Homosexuellenparagraphen wurden nicht überprüft, sondern ohne jede Diskussion von den deutschen Nachkriegsinstanzen weiter umgesetzt, es sei denn, die alliierten Militärbehörden hätten eine Strafentlassung verfügt. Kühnapfel hatte – so zynisch das klingt ‒ „Glück“, dass er sich am Ende des Krieges in einem Konzentrationslager befand, das von den Briten befreit und dessen Häftlinge von ihnen „amtlich“ entlassen wurde. Nach denjenigen Männern, die durch die Wirren bei Kriegsende nur mehr oder weniger zufällig frei wurden, ist oft noch jahrelang gefahndet worden, damit sie die Reststrafe verbüßten. Der Eifer der Fahndungsbehörden mutet dabei nicht selten makaber an. Dies zeigt das Beispiel Karl Ludwig Schultz (*1915). Dieser war 1942 vom Hamburger Landgericht verurteilt worden und verbüßte seine Strafe zunächst im „zuständigen“ Zuchthaus Bremen-Oslebshausen. Von dort wurde er im Dezember 1942 vermutlich ins KZ-Neuengamme überführt, womit er der Verfügungsgewalt und dem Informationsanspruch der Hamburger Staatsanwalt entzogen war. Am 17. September 1943 gehörte er zu den „Neuzugängen“ im KZ Buchenwald. Dort kam er am 14. Juli 1944 ums Leben. Am 18. November 1945 erkundigte sich die Hamburger Staatsanwaltschaft bei der Bremer Kriminalpolizei nach dem Verbleib von Schultz. Eine Notiz vom 21. Dezember 1945 in der Strafakte Schultz hält fest, dass dieser vermutlich im April oder Mai 1945 aus dem KZ Buchenwald befreit worden sei. Daraufhin wurde ein rot-violetter Steckbrief gegen ihn gefertigt. Auf einem dieser Exemplare wurde am 10. Januar 1946 der korrekte Todeszeitpunkt vermerkt. Aber noch am 4. Februar 1946 übermittelte die Magdeburger  Kriminalpolizei der Hamburger Staatsanwaltschaft folgendes Recherche-Ergebnis: „Die Ermittlungen nach dem Verbleib des gesuchten Karl Ludwig Schultz waren bisher ohne Erfolg. Bei Streifen auf Bahnhöfen, in Wartesälen u[nd] zweifelhaften Lokalen ist Sch[ultz] nicht in Erscheinung getreten. Sch[ultz] ist zur örtlichen Fahndung ausgeschrieben. Sollte er anderweitig ergriffen werden, wird um Nachricht gebeten, damit Löschung erfolgen kann“ – ein Beleg für die zu dieser Zeit funktionierende interzonale Zusammenarbeit deutscher Dienststellen.
Und wenn es um Homosexuelle ging, war der Hamburger Kriminalpolizei allem Anschein nach keine Arbeit zu viel. Aus dem erhalten gebliebenen Aktenmaterial ergibt sich: Die kriminalpolizeiliche Beobachtung und Bespitzelung der Hamburger Homosexuellen ist durch das Kriegsende nicht unterbrochen worden. Lag auch die Stadt in Trümmern, schufen Ausgebombte, Flüchtlinge, Heimkehrer, Heimatvertriebene, Displaced Persons, Hunger und Kälte  kaum zu bewältigende Probleme, lag für alles und jedes die letzte Entscheidung bei der britischen Militärbehörde: die Hamburger Kripo stellte nach der kriegsbedingten Vernichtung der alten Spezial-Homosexuellenkartei sofort eine neue zusammen. Schon am 25. August 1945, also ein reichliches Vierteljahr nach der  Besetzung Hamburgs durch britische Truppen und die Kapitulation Deutschlands, hielt die Polizeibehörde fest: „Karteimässig sind von der  sachbearbeitenden Dienststelle nach  Neuaufbau der vernichteten Kartei bisher bereits etwa 4.000 Männer erfasst worden. Das Karteimaterial ist grösstenteils aus noch vorhandenen Unterlagen gewonnen worden. Die in der Kartei erfassten Personen sind deshalb in den letzten Monaten nicht unbedingt als Homosexuelle angefallen“ (StAHH, 331-1¹¹ Polizeibehörde II, Nr. 1387).
Welche Erwartungen sollte bei diesem Befund ein homosexueller Mann nach Ende des Krieges  hegen?

Bisweilen etwas pikiert weisen Menschen, die sich mit der Schwulenverfolgung beschäftigen, darauf hin, dass die Alliierten 1945 die §§ 175, 175 a des deutschen Strafgesetzbuches nicht als typisch nationalsozialistische Gesetzgebung eingestuft hatten, wodurch die Rehabilitierung verfolgter und verurteilter homosexueller Männer als Opfer des Nationalsozialismus möglich gewesen wäre. Nur, warum hätten sie das tun sollen? Alle vier Siegermächte waren homophob und hatten ähnliche Strafbestimmungen wie das besiegte Deutsche Reich (freilich ohne die „Nebenjustiz“ der Gestapo, die von den Alliierten auch aufhoben wurde).

[In der Sowjetunion galt seit 1933/34 Artikel 121, der sexuelle Handlungen zwischen Männern unter Strafe stellte. Harte Strafen existierten in Großbritannien und in den Bundesstaaten der USA. Und Frankreich? Wohl stand unser westlicher Nachbar im Ruf, ein Eldorado für Homosexuelle zu sein. Doch sah die Realität etwas anders aus, denn die Vichy-/Pétain-Regierung hatte am 6. August 1942 durch eine Verordnung die Strafbarkeit gleichgeschlechtlicher Handlungen mit Männern unter 21 Jahren eingeführt. Diese Bestimmung wurde nach dem Zweiten Weltkrieg in Gesamt-Frankreich vollinhaltlich beibehalten. Homosexualität wurde erst jetzt als „Verbrechen wider die Natur“ bezeichnet. Weiterhin konnten Homosexuelle auf Grund einer Bestimmung von 1946 als Beamte abgelehnt werden. Zensurmaßnahmen gegen die homosexuelle Presse waren nach Artikel 2 des Pressegesetzes von 1949 möglich. 1960, während der Regierungszeit de Gaulles, setzte der Metzer gaullistische Abgeordnete Paul Mirguet (1911-2001) in der Nationalversammlung die Gleichstellung der Homosexualität mit Alkoholismus, Drogenabhängigkeit, Tuberkulose, Prostitution und Zuhälterei als „fléaux sociaux“ (gesellschaftliche Plagen) durch. Und ebenfalls 1960, wiederum von Mirguet initiiert, wurde das Gesetz über die öffentliche Verletzung des Schamgefühls verabschiedet. Danach wurden sexuelle Handlungen zwischen Menschen gleichen Geschlechts (also sowohl zwischen Männern als auch zwischen Frauen) mit Freiheitsstrafen zwischen 6 Monaten und 3 Jahren sowie mit Geldstrafen zwischen 1.000,- und 15.000,- Nouveau Franc (also zwischen 300,- und 4.500,- DM) sanktioniert. Allein während der ersten drei Monate des Jahres 1972 wurden im Bois de Boulogne 492 Homosexuelle verhaftet. In Pariser homosexuellen Nachtclubs wurden „zum Teil mehrmals wöchentlich mit wechselnden Vorwänden Polizeirazzien“ vorgenommen.]
Von den Besatzungsmächten hatten die Homosexuellen also keine Hilfe zu erwarten, dann schon eher von einsichtigen deutschen Juristen. So gab es in den Westzonen gar nicht so wenige Richter, die den § 175 in Frage gestellt hatten (erinnert sei an den Hamburger Landgerichtsdirektor Fritz Valentin mit seinem Drei-Mark-Urteil von 1951), bis der Bundesgerichtshof (BGH) in seinen Urteilen vom 22. Juni 1951 und 6. Mai 1952 entschied, dass § 175 StGB in der NS-Fassung mit den Artikeln 2 und 3 des Grundgesetzes vereinbar sei und die westdeutschen Gerichte, Verwaltungs- und Polizeibehörden  widerspruchslos Folge leisteten.   
[Das Bundesverfassungsgerichtsurteil von 1957 schien dann vollends alle Hoffnungen auf eine Änderung des Sonderstrafrechts für Homosexuelle zu begraben. Die juristische Entwicklung in der SBZ und späteren DDR verlief für gleichgeschlechtliche empfindende Männer erheblich günstiger als in der Bundesrepublik Deutschland.]
Initiiert und getragen wurde diese Entwicklung in Hamburg von Verfolgten des NS-Regimes, von Sozialdemokraten, Kommunisten, Christen, Gewerkschaftern. Der damals mitgliederstarke und einflussreiche katholische Volkswartbund argumentierte nicht anders als der atheistische Promotor der freidenkerisch-sozialistischen Jugendweihe, der SPD-Politiker Max Zelck. Die Hamburger Jugendbehörde befand sich im Gleichklang mit der Auffassung der Polizei und der scheinbar liberalen Intellektuellen Heinrich Böll, Theodor W. Adorno oder Günter Grass. Die Haltung der Nationalsozialisten gegenüber dem Phänomen Homosexualität und sexuellen Abweichungen unterschied sich nicht von der Einstellung großer Teile der deutschen Bevölkerung weit vor 1933 und bis weit nach 1945. Hervorzuheben ist überdies, dass die Homosexuellen in den Konzentrationslagern von den Häftlingen mit den roten Winkel, den „politischen Häftlingen“, nicht als Kameraden betrachtet wurden, wie dies der folgende Satz des nach 1945 einflussreichen Soziologen, Politologen und linkskatholischen Publizisten Eugen Kogon (1903-187), der von 1939 bis 1945 im KZ Buchenwald inhaftiert war, belegt: „Bei Transporten in Vernichtungslager wie Nordhausen, Natzweiler oder Groß-Rosen stellten sie [die Homosexuellen] im Verhältnis zu ihrer Anzahl den höchsten Prozentsatz, da das Lager immer die verständliche Tendenz hatte, weniger wichtige oder wertvolle oder als nicht wertvoll angesehene Teile abzuschieben“ (Eugen Kogon: Der SS-Staat, 1946, zitiert nach der 22. Auflage, München 1974, S. 284). Bestätigt wurde diese Homophobie der Mithäftlinge gerade erst von Anna Hájková für das KZ Ravensbrück. Von den überlebenden Häftlingen mit dem roten Winkel, die nach dem Krieg Einfluss erlangten, hatten die Homosexuellen nichts zu erwarten. Auch aus diesem Blickwinkel gesehen, hatten die Alliierten gar nicht so unrecht, die Verschärfung des § 175 StGB im Jahr 1935 nicht als Ausdruck typisch nationalsozialistischen Denkens zu betrachten und außer Kraft zu setzen.
[Darüber hinaus ist zu konstatieren, dass sich innerhalb weniger Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg die Situation homosexueller Männer in anderen europäischen Ländern verschlechterte, selbst in solchen, in denen die Strafbarkeit homosexueller Handlungen Jahre zuvor abgeschafft worden war. Westdeutschland stand mit seiner Homosexuellenpolitik also nicht allein. 

Auf die französische Situation bin ich oben eingegangen. In England erschütterten 1954 der Montagu-Skandal und die Wildeblood-Affäre die Öffentlichkeit, die letzten Endes zu einem Überdenken der Strafbewährung homosexueller Handlungen führte. 
In der Schweiz, in der die Strafbarkeit homosexueller Handlungen 1942 aufgehoben worden war, endete die relative Toleranz, als Ende der 1950er- und Anfang der 1960er- Jahre mehrer Schwule ermordet wurden und die Schweizer Medien die Ermordeten zu den eigentlichen Tätern stempelten, indem sie die Toten beschuldigten, die Strichjungen verführt zu haben und sich über deren Reaktion nicht zu wundern brauchten.
Auch in Schweden und Dänemark, wo homosexuelle Handlungen seit 1944 bzw. 1933 nicht mehr bestraft wurden, drehte sich ebenfalls der Wind: In Kopenhagen (mit Auswirkungen auf das ganze Land) kam es 1955 durch die Initiative des homosexuellenfeindlichen Polizeiinspektors, Leiters der Sittenpolizei und Verfassers homophober kriminalpolitischer Studien Jens Jersild zu den store pornografiaffære mit rund 1.000 Vorladungen, zahlreichen Verhaftungen und Verurteilungen, denen auch führende Mitglieder des ersten dänischen Schwulenverbandes Forbundet af 1948 zum Opfer fielen.
Und in Schweden löste 1950 der Pastor der Stockholmer Stadtmission Karl-Erik Kejne (1913-1960) einen langwierigen und weitreichenden Skandal aus. Überdies erreichte die seit den 1930er-Jahren schwelende Haijbyaffäre, in die auch König Gustav V. (1858-1950) verwickelt war, seit Mitte der 1940er und in den 1950er-Jahren einen Höhepunkt. Sie wird in der Literatur mit der Eulenburgaffäre im Deutschen Kaiserreich verglichen. Beide Skandale führten zu einer homosexuellenfeindlichen Stimmung im Land, forciert und getragen insbesondere von der politischen Linken und dem äußerst einflussreichen Schriftsteller Vilhelm Moberg (1898-1973), dessen Tetralogie  Utvandrarna/ Invandrarna/Nybyggarna/Sista brevet till Sverige sowie deren Musical-Version Kristina från Duvemåla – gänzlich homosexuellenfrei ‒ zum Nationalepos geworden ist.]
Bei dieser Sachlage ist nicht davon auszugehen, dass in der frühen Nachkriegszeit gesellschaftspolitisch informierte und interessierte Homosexuelle an eine Besserung ihrer Situation glaubten, die über die Auflösung der Konzentrationslager hinausging. Vielleicht hatten sich einige Männer nach günstigen Gerichtsurteilen Hoffnungen gemacht auf eine Besserung oder generelle Änderung der Lage, Hoffnungen, die dann unmittelbar nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland durch den BGH wider enttäuscht wurden. 
In der Erfurter Dissertation  „Aus dem Volkskörper entfernt?“ von Alexander Zinn aus dem Jahr 2017, die ein Jahr später im Druck erschienen ist, schreibt der Verfasser: „ Anders als die meisten ihrer Zeitgenossen empfinden viele Homosexuelle den 8. Mai 1945 als Tag der Befreiung […]. Die Erwartungen, die der Hamburger Homosexuellenaktivist Willy H. Nillius 1949 formuliert, dürften die meisten teilen: „Streichung des § 175 als gerechte Folge der Wiedergutmachung, Freilassung sämtlicher wegen § 175 bestrafter und eingesperrter Häftlinge, Einstellungen bezw. Niederschlagung sämtlicher schwebender diesbezüglicher Verfahren, Herausnahme und Tilgung sämtlicher photographischer Aufnahmen aus dem sogenannten Verbrecher-Album, sowie Tilgung sämtlicher sogenannter Vorstrafen bezüglich des § 175 aus dem Strafregister“.
Dieser Satz klingt irgendwie überzeugend, ist es bei näherem Hinsehen aber ganz und gar nicht. Anders als Menschen, die aus politischen, rassischen, religiösen Gründen verfolgt worden waren, galten gleichgeschlechtlich handelnde Männer ohne Übergang vor wie nach dem 8. bzw. dem 9. Mai 1945 als Kriminelle. An der strafrechtlichen Situation hatte sich für sie nichts geändert, abgesehen davon, dass die Nebenjustiz durch Gestapo und Kriminalpolizei mit Kriegsende weggefallen war. Und dies war den Homosexuellen bewusst, da machten sie sich keine Illusionen. Von „Erwartungen“ kann keine Rede sein. Das Zitat des Schwulenaktivisten Nillius, auf den ich noch ausführlicher eingehen werde, stammt aus dem Jahr 1949, nicht vom Kriegsende. Dieser Mann war Realist, hegte keine Erwartungen, sondern stellte Forderungen für den politischen Kampf, von denen er wusste, dass ihre Durchsetzung viel Kraft und  langen Atem erforderte (so ist bis heute, 2020, keine Tilgung der im Zuge erkennungsdienstlicher Maßnahmen zustande gekommenen Fotoaufnahmen gleichgeschlechtlich handelnder Männer aus der Verbrecher-Kartei erfolgt).

Für die traumatisierten Männer, die nach § 175 verurteilt worden waren, die Haft überlebt hatten und freigekommen waren, galt es unmittelbar nach Kriegsende, eine Verhaltensstrategie zu entwickeln, die ein Weiterleben ermöglichte. Und das galt auch für die vielen Homosexuellen, die zwar nicht in das Räderwerk von Polizei, Gestapo und Justiz geraten waren, aber in ständiger Angst gelebt hatten, dass über ihre sexuellen Neigungen etwas „herauskäme“, dass sie „erwischt“ würden. Homosexuellen vorzuwerfen, sie hätten während der Verfolgungszeit ja nur keusch zu leben brauchen, dann wäre ihnen nichts passiert, wie das Alexander Zinn tut, ist zynisch.
Als Bewältigungsstrategien boten sich an: Schweigen, Resignieren, Verheimlichen des Erlebten,   gezielt politisch aktiv werden und sich Gruppen Gleichgesinnter anschließen.
Seit 1935 war der 1904 in Oberschlesien geborene Werner Scholtyssek  in Hamburg in der Banksstraße 10 als Zahnarzt tätig. Zunächst hatte er ein Jurastudium mit Promotion zum Dr. iur. absolviert, um danach in Breslau und Hamburg Zahnmedizin zu studieren. Seit 1937 geriet er immer wieder in das Räderwerk von Kriminalpolizei und Justiz und wurde zwischen 1941 und 1943 mehrmals nach § 175 StGB verurteilt, obwohl ihm in keinem Fall gleichgeschlechtliche Handlungen, sondern lediglich „sexuelle Belästigung“ ‒  konkret: Gespräche über Homosexualität – vorgeworfen werden konnten.

Laut Bericht der Ermittlungshilfe der Strafrechtspflege vom 9. Januar 1941 hatte Scholtysseks jüngerer Bruder Herbert (1912-1979), damals Vikar, später Oberkirchenrat in Hamburg, Folgendes gesagt: „Das Tragische […] ist nur, daß es meinem Bruder gar nicht einmal zum Bewusstsein kommt, daß seine Neigungen verkehrt und widernatürlich sind. Genau wie ein Mann zu einer Frau in Liebesbeziehung steht, wird er dieses Verhalten [zwischen zwei Männern …]  nicht als krankhaft sondern als natürlich empfinden“.

Überdies waren Scholtyssek Kontakte zu John Kristel und seiner Kapelle, die 1941 wegen ihrer Swingmusik im Alsterpavillon in Ungnade gefallen war, vorgeworfen worden. Die Kriminalpolizei sprach in diesem Zusammenhang von der Möglichkeit, dass Scholtyssek „mit dem Ausländer Kristel politisch-staatsfeindliche Beziehungen“ unterhalte.
Im Juni 1942 wurde ihm von Polizeipräsident Hans Julius Kehrl (1892-1961) im Einvernehmen mit dem Hamburger Gesundheitsamt die Zulassung als Zahnarzt entzogen.

1943 ist Scholtyssek als Wiederholungstäter als „ gefährlicher Gewohnheitsverbrecher“ zu einem Jahr Zuchthaus mit anschließender Sicherungsverwahrung verurteilt worden. Zu verbüßen hatte er die Strafe vor allem im sächsischen Zuchthaus Waldheim, aus dem er beim Einmarsch sowjetischer Truppen am 8. Mai 1945 entlassen wurde.

Werner Scholtyssek kehrte nach Hamburg zurück, meldete sich am 26. Juni 1945 im Besenbinderhof 47 an und nahm seine Tätigkeit als Zahnarzt wieder auf (eine explizite Aufhebung des Berufsverbots ist wohl nie erfolgt. Auch wird  in allen relevanten Schreiben der Justiz der juristische Doktortitel Scholtysseks verwendet). Die Zahnarztpraxis befand sich zunächst in der Langen Reihe 88, später am Steindamm 21 bzw.  – vor allem – Nr. 24. Gewohnt hat er zunächst in der Langen Reihe 91, dann An der Alster 15 und 34 und schließlich am Steindamm 24.

Werner Scholtyssek hatte Kraft, gegen das ihm widerfahrene Unrecht vorzugehen. Am 15. Februar 1946 teilte ihm Staatsanwalt Ernst Buchholz mit, dass ihm am 9. Februar 1946 die 1943 per Urteil ausgesprochene Sicherungsverwahrung auf dem Gnadenweg erlassen worden sei.
Im Juli 1952 beauftragte er den Rechtsanwalt Giesges mit der Wahrnehmung seiner Interessen mit dem Ziel, gegebenenfalls eine Entschädigung zu erreichen. Giesges strebte zunächst die Rückführung der 1943 ausgesprochenen Strafen auf ein „gerechtes Strafmaß“ an. Dies geschah durch Beschluss des Hamburger Landgerichts vom 11. November 1952. Am 3. April 1953 verfügte der Generalstaatsanwalt beim Berliner Kammergericht, dass sämtliche Verurteilungen Scholtysseks der „beschränkten Auskunft“ unterlägen. Eine Entschädigung aber hat Dr. Scholtyssek nicht erhalten. Gestorben ist er Ende Oktober 1985.
(Staatsarchiv Hamburg, SLS 213-11: 6435/42 sowie 213-11: 2381/44;  Rosenkranz und Lorenz: Hamburg auf anderen Wegen, S. 52; Hrsg. Rainer Hering und Inge Mager: Hamburgische Kirchengeschichte in Aufsätzen, Teil 5 (Arbeiten zur Kirchengeschichte Hamburgs, Band 26, Personenregister S. 511; Entzug der Approbation mangels „Sittlicher Eignung“ in: Hamburger Zahnärzteblatt Nr. 4, April 2008 S. 8f.; Mail von Ulf Bollmann vom 26. Februar 2008)

Scholtyssek konnte nach seiner Haftentlassung in einem einträglichen Beruf arbeiten. Er war als Selbständiger unabhängiger und damit weniger angreifbar als Arbeiter, Angestellte oder Beamte. Ab 1953 war er nach außen hin ‒ und das heißt eine Generation lang ‒ ein unbescholtener Mann. Er ist musikalisch interessiert gewesen und hatte ursprünglich Musik studieren wollen. Darüber hinaus lebte in Hamburg ein einflussreicher Bruder. Mehr wissen wir nicht über sein Leben nach dem Zweiten Weltkrieg.

Anders als Werner Scholtyssek erging es Hubert Wolff. Er wurde 1894 in Mainz geboren, hatte eine Ausbildung als Sänger und war Anfang der 1930er Jahre im renommierten Mellini-Theater in Hannover aufgetreten. Seit 1932 war er wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen in das Visier der Kriminalpolizei geraten. Am 1. Mai 1933 trat Wolff der NSDAP bei und wurde 1935 wegen unbekannten Aufenthaltsortes aus der Mitgliederliste gestrichen. Nachdem er 1934 oder 1935 die Sängerlaufbahn aufgegeben hatte, arbeitete er als kaufmännischer Angestellter. Seit 1941 lebte er in Hamburg. Hier wurde er wie rund 200 andere Männer von dem als Strichjungen getarnten Erpresser Theodor Gehring bei der Kriminalpolizei denunziert. Wolff erhielt eine vergleichsweise niedrige Gefängnisstrafe und wurde – was alles andere als selbstverständlich war – nach deren Verbüßung tatsächlich nach Hause entlassen. Wenige Wochen später stellte er den Antrag auf „freiwillige Kastration“, die Mitte Februar 1943 erfolgte. 1944/45 wurde der körperlich überforderte Mann zu Räumungs- und Bergungsarbeiten dienstverpflichtet.
Wolff war nach der Kastration ein gebrochener Mann, der nicht wieder Boden unter die Füße bekam. Von April 1951 bis Mai 1959, also acht Jahre lang, bemühte sich Wolff um Entschädigung für Haft, Kastration und Zwangsarbeit bei der Trümmerbeseitigung. Hubert Wolff war der juristischen Komplexität der Entschädigungsproblematik nicht gewachsen: er versäumte Fristen, machte unvollständige Angaben und verschwieg seine NSDAP-Mitgliedschaft (oder hatte sie vergessen), was stets zur Ablehnung seiner Anträge führte. Hier ist vor allem die Begründung der Ablehnungen interessant. Nach einem Gutachten aus der Finanzbehörde von 1953 war Wolff vor allem wegen seiner Homosexualität „haftentschädigungsunwürdig“. Die „Einziehung zum Zwangsarbeitsdienst“ sei auf seine Vorstrafen zurückzuführen und damit rechtens.
Erst 1956 wandte sich Wolff an den Rechtsanwalt Franz Friedrich Reinhard (1915-1985), der für Wolff aber auch nichts erreichen konnte. Ein Bescheid vom 4. Mai 1959 stellt fest: Wolffs Zwangsarbeit sei auf Grund der Verordnung vom 13.2.1939 zur Sicherstellung des Kräftebedarfs und nicht aus irgendwelchen „rassischen Gründen oder Gründen der politischen Gesellschaft“ erfolgt. Zwar sei seine Kastration „mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht vereinbar“, aber auch sie habe keine rassischen oder politischen Ursachen, sondern sei „wegen seiner einschlägigen mehrfachen Vorstrafen gefordert“ gewesen, womit die Hamburger Nachkriegs-Sozialbehörde unter sozialdemokratischer Führung das nationalsozialistische Verfahren der „freiwilligen Entmannung“ homosexueller Männer nachträglich legitimierte, entschuldigte und  ‒ schlimmer noch – als eine vertretbare Rechtsposition anerkannte, die dieses Vorgehen noch nicht einmal während der NS-Zeit hatte.
Nachdem der Bescheid vom 4. Mai 1959 rechtskräftig war, bat Dr. Reinhard am 2. Oktober 1959, „jetzt über den Antrag auf Gewährung eines Härteausgleichs zu entscheiden“. Der  zuständige Referent schlug vor, „den Antrag auf Zuerkennung einer Entschädigung im Härteweg abzulehnen“. Gegebenenfalls könnten Ansprüche aus dem „Allgemeinen Kriegsfolgengesetz“ in Frage kommen. Der Leitende Regierungsdirektor  Dr. Westheimer bat daraufhin im Oktober 1959 die Herren Blankenfeld (1900-1993) und Gerhard Wundermacher (1918-2015) um ihre Meinung. Blankenfeld,  u. a. Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft verfolgter Sozialdemokraten und Mitglied des Verwaltungsausschusses für Fragen der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts, entschied kurz und bündig „Ablehnen Blankenfeld 16.10.59“.
„Ablehnung ist auch mein Vorschlag“, schrieb am 23. Oktober 1959 Gerhard Wundermacher. Er war  führendes Mitglied der Notgemeinschaft der von den Nürnberger Gesetzen Betroffenen und der Stiftung Hilfe für NS-Opfer, CDU-Politiker in den Elbvororten und engagiert in der Evangelischen Kirche. Wundermacher fügte hinzu, dass die Begründung der Ablehnung nicht ausreichend sei, und präzisierte: „Entscheidend ist der kriminelle Anlass zu der Entmannung in Verbindung mit der Mitgliedschaft bei der NSDAP und ihrem betrügerischen Verschweigen im WE-Antrag“ (Wiedergutmachungs- Entschädigungsantrag). Wie schon der Bescheid vom 4. Mai 1959 hält Wundermacher die „freiwillige Entmannung“ für einen legitimen Akt neben der Verurteilung durch das Gericht, das Wolffs Kastration weder angeordnet hatte noch 1942 nach geltendem Strafrecht hätte anordnen dürfen.
Nach diesen Empfehlungen ist nicht erstaunlich, dass der Hamburger Senat am 25. Oktober 1959 beschloss, Wolff keine „Leistungen gemäß § 171 des Bundesentschädigungsgesetzes […]  zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung vom 29.6.1956“ zu gewähren. Diese Entscheidung trägt die Unterschrift des sozialdemokratischen Senators für Arbeit und Soziales Ernst Weiß (1911-1998).

Wolffs Anträge auf finanzielle Entschädigung hatten von vorneherein keine Aussicht auf Erfolg, weil die Haftentschädigungsgesetze der Länder, das BEG und dessen Härtefallregelung den Kreis der Berechtigung auf Menschen beschränkte, die aus rassischen oder politischen Gründen verfolgt worden waren. Nach § 175 StGB verurteilte Männer galten dagegen als Kriminelle ohne Entschädigungsansprüche. Es hätte also genügt, wenn Wolff von der zuständigen Behörde mitgeteilt worden wäre, dass er auf Grund gesetzlicher Vorschriften bzw. formaler Gründe nicht zu den Antragsberechtigten gehöre und sein Antrag infolgedessen abzulehnen gewesen sei. stattdessen wurde in der Begründung der Ablehnungsbescheide vor allem auf Wolffs „kriminelle Biographie“ verwiesen, wodurch er sich Zwangsarbeit und Kastration selbst eingebrockt habe, womit diese nachträglich legitimiert wurden. Das ist der historisch bittere Ertrag des Falles Hubert Wolff. Und das alles hatten nicht etwa „alte Nazis“ zu verantworten, sondern Personen, die Gegner und Verfolgte des vorausgegangenen Regimes waren. Die „alten Nazis“ dienten später oft dazu, eigenes problematisches, falsches oder auch nicht entschuldbares Verhalten zu kaschieren. Gerhard Wundermachers Autobiographie zeigt, dass es auch Netzwerke und Seilschaften politisch, rassisch und religiös Verfolgter gegeben hat. Und deren Homophobie stand derjenigen der „alten Nazis“ oft in nichts nach, wie auch das nächste Beispiel zeigt.

Hubert Wolff ist im August 1968 in einem Pflegeheim in Wandsbek gestorben.

(Staatsarchiv Hamburg SLS: 213-11: 5867/42; Gesundheitsbehörde –Sonderakten Abl. 1999/1: Wolff; Amt für Wiedergutmachung: 351-11: 16824; 
Hubert Wolff – „haftentschädigungsunwürdig“ in: Lorenz/ Bollmann: Liberales Hamburg. Homosexuellenverfolgung durch Polizei und Justiz nach 1945. Hamburg 2013; Gerhard Wundermacher: Ein langes Leben. Berichtet von Gerhard Wundermacher und aufgeschrieben von Rolf Arnold im Sommer 2009 in Hamburg-Blankenese.)
Der  Fall Gustav Pannier unterscheidet sich von demjenigen des Hubert Wolff darin, dass Pannier formaljuristisch alles richtig gemacht hatte und nie Mitglied der NSDAP oder einer ihrer Unterorganisationen gewesen war. In einem aber sind beide Fälle gleich: alle Bemühungen um Entschädigung für Haft, Zwangsarbeit und Kastration waren vergebens. 

Gustav Pannier war Hamburger; er wurde 1908 geboren und war nach einer dreijährigen Kaufmannslehre in seiner Lehrfirma als Büroangestellter tätig. Zweimal wurde er nach § 175 StGB verurteilt, hatte sich 1943 der sogenannten „freiwilligen Kastration“ unterzogen und wurde daraufhin auf Bewährung aus der Haft entlassen.

Sofort nach Ende des Krieges bemühte sich Gustav Pannier für seine Zwangsarbeit in den Emslandmooren und die Kastration um Entschädigung, die 1945/46 von der Wiedergutmachungsstelle abgelehnt wurde, da Entschädigungsleistungen nur politisch und rassisch Verfolgten zustünden.
Am 16. Februar 1946 wandte sich Gustav Pannier an den kommunistischen Gesundheitssenator Friedrich (Fiete) Dettmann (1897-1970) mit der Bitte, ihm eine Anstellung als Bürokraft zu vermitteln, und erhielt zwei Tage später folgende schroffe Absage: „ich finde es etwas erstaunlich, dass Sie wagen mir Ihr Urteil mit dem Verlangen noch zuzuschicken, einen besseren Posten durch meine Fürsprache zu erhalten. Vergessen Sie doch nicht, dass Sie nach dem gesunden Volksurteil mit Recht bestraft sind, ganz gleich unter welchem Regime. Sie scheinen der irrigen Auffassung zu sein, dass Kommunisten irgendwie doch den homosexuellen Standpunkt teilen. Ich möchte Ihnen bei dieser Gelegenheit sehr deutlich zum Ausdruck bringen, dass Homosexuelle und Sittenverbrecher […] für mich die abscheulichsten Kreaturen der Menschheit sind. Ich ersuche Sie dringend mich nicht mehr mit weiteren Zuschriften zu behelligen.  Dabei will ich mir gar kein Urteil über Sie anmassen, sondern ich schöpfe aus den Erfahrungen meiner 10 Jahre Haftzeit, in denen ich diese Kenntnisse ausreichend kennnengelernt habe.“ Ein Jahr später, 1947, verweigerte die kommunistisch geführte Hamburger Gesundheitsbehörde Pannier eine Entschädigung für die „freiwillige Kastration“, da diese ja von ihm selbst beantragt worden sei. Ins Leere liefen alle weiteren Bemühungen um eine Entschädigung. Als letzten Versuch, eine Wiedergutmachung zu erhalten, wandte sich Gustav Pannier 1963 mit einer Eingabe an den Petitionsausschuss der Hamburger Bürgerschaft (in der die SPD die absolute Mehrheit hatte), der diese als unberechtigt ablehnte. 
Gustav Pannier starb 1982 in Hamburg.

Die Reaktion des kommunistischen Senators, der später in der DDR im Bezirk Rostock führende Positionen innehatte, zeigt im Übrigen auch, dass das Narrativ „christliches Menschen- und Familienbild“ genauso zu hinterfragen ist wie das Narrativ „alte Nazis“. Gegen die 10 Gebote der sozialistischen Moral und Ethik (mit dem 8. und 9. Gebot zur Familie), die Walter Ulbricht 1958 verkündete, war der liebe Gott im Allgemeinen Teil seiner Gesetzgebung eher großzügig und liberal. 

(Rosenkranz/Bollmann/Lorenz: Homosexuellenverfolgung in Hamburg 1919-1969. Hamburg 2009, S. 112f.).
Keine Aussicht auf Rehabilitierung oder gar Entschädigung hatte wegen seiner NSDAP-Mitgliedschaft Emil Martens (*1886 im Herzogtum Lauenburg). Martens war Vorsitzender des HSV von Anfang Februar 1928 bis Ende Januar 1934. Er gilt als der bedeutendste HSV-Vorsitzende vor dem Zweiten Weltkrieg und als Begründer des modernen  HSV. Zwischen 1936 und 1942 stand er dreimal wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen vor Gericht und wurde 1942 zu 18 Monaten Zuchthaus mit anschließender Sicherungsverwahrung verurteilt. Um der drohenden Einweisung in ein Konzentrationslager zu entgehen, beantragte er seine freiwillige Kastration, die im Dezember 1942 erfolgte. Am 6. Januar 1944 wurde Martens aus der Sicherungsverwahrung nach Hause entlassen. Nach dem Krieg gehörte Martens zur Altherrenmannschaft des HSV und war Mitglied von dessen Ältestenrat. Allem Anschein nach schwieg er über das, was ihm widerfahren war. Auf Emil Martens Schicksal bin ich bei meinen Recherchen zur Homosexuellenverfolgung im Hamburger Staatsarchiv gestoßen. Nachdem ich das in einer Sendung von Pink Channel publik gemacht hatte, interessierten sich Journalisten und der HSV für  das Leben von Emil Martens. Der Katalog zur Sonderausstellung Die Raute unter dem Hakenkreuz – Der HSV im Nationalsozialismus, die 2007 im 2004 eröffneten HSV-Museum stattfand, widmete zehn Prozent der neunzig Seiten dem Leben dieses bedeutenden Fußballmanagers. Bei der Eröffnung der genannten Ausstellung sagten mir alt gewordene HSV-Mitglieder, die Martens noch gekannt hatten: „Wir haben weder geahnt noch gewusst, was mit Martens passiert ist“. Emil Martens starb Mitte Januar 1969. Er ist auf dem Ohlsdorfer Friedhof im Grab eines befreundeten Ehepaares beigesetzt. 
(Rosenkranz/Bollmann/Lorenz: Homosexuellenverfolgung in Hamburg 1919-1969. Hamburg 2009, S. 49f.)

Wenn gesagt wurde, Martens habe über Verurteilungen, Zuchthausaufenthalt und Kastration geschwiegen, so ist das  eine Vermutung und lässt sich nicht belegen, da wir über sein Privatleben wenig oder gar nichts wissen. Wolff und Pannier sind durch ihre Bemühungen um Entschädigung für uns greifbar; andere, auf die ich noch zu sprechen komme, sind durch ihre schwulenpolitische Tätigkeit bekannt geworden, wiederum andere durch ihre Veröffentlichungen unter Pseudonym. Bei Martens aber ist davon auszugehen, dass – abgesehen von seinem engsten Freundeskreis – niemand wusste, was ihm alles widerfahren war. Dass er als bekanntermaßen kastrierter mehrfach bestrafter Homosexueller und Zuchthäusler unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg hätte unangefochten in der Altherrenmannschaft kicken und im Ältestenrat des HSV mitarbeiten können, ist eine schöne, aber leider eher märchenhafte Vorstellung.

Nicht anders als Emil Martens verhielt sich Dr. Heinrich Mock (1904-1984), von 1933 bis 1937 Direktor des international renommierten Lindenau-Museums in Altenburg mit dessen 180 Werke umfassenden größten Sammlung altitalienischer Tafelbilder außerhalb Italiens.

Durch mannigfache Denunziation wurde Mock Opfer der Homosexuellenverfolgung. Seine Strafe verbüßte er im thüringischen Gefängnis Ichtershausen. Ende September 1939 wurde er entlassen und 1940 zur Wehrmacht eingezogen, nachdem er kurz zuvor eine Scheinehe eingegangen war. Nach dem Zweiten Weltkrieg gründete Mock in Altenburg einen Graphik-Verlag, der nach 1949 in anderen Kunstverlagen der DDR  in Weimar bzw. Dresden aufging. 1955 wechselte er von Dresden als stellvertretender Direktor des Staatlichen Kunsthandels der DDR nach Ost-Berlin. Den ihm 1938 von der Frankfurter Universität aberkannten Doktortitel führte Mock nach dem Krieg allem Anschein nach unbeschadet weiter.

1959 wechselte Heinrich Mock mit seiner Graphiksammlung nach Westdeutschland. Die Graphiksammlung der Stiftung Heinrich Mock wird vom Kunstforum Ostdeutsche Galerie Regensburg betreut.
In dem Band Heinrich Mock – Im Spiegel seiner Freunde ist von dem Schicksal Mocks als Opfer der Homosexuellenverfolgung keine Rede.  Gustav Mock erwähnt in seinem Beitrag zum 70. Geburtstag seines Bruders den „Bombentod unserer Mutter, Schwester und Nichte“ eher beiläufig und fügte hinzu: „Die letzten Jahre unserer Mutter und Schwester waren glücklos. Dies und andere Kapitel passen aber nicht zur Feier eines Siebzigjährigen“.

Dr. Joseph E. Drexel, Herausgeber der Nürnberger Nachrichten, wurde etwas deutlicher: „Ein Leben wie ‚Hans im Glück’ ist ihm nicht beschieden gewesen. Dafür aber durfte er, den ich niemals klagen hörte, vielen zum Beispiel werden, dafür wie dieses vertrackte Leben, das alles andere als ein Spaziergang im Juni ist, im Auf und Ab der Schwierigkeiten und Wechselfälle mit Anstand und Würde klaglos und tapfer zu bestehen ist“.  Wer Bescheid wusste, verstand natürlich, was Drexel verklausuliert formuliert hatte. Mock schwieg. Es wären in der Nachkriegszeit vermutlich auch nur wenige da gewesen, die zugehört hätten. Und homosexuell zu sein und „gesessen“ zu haben  – das trat man ohnehin nicht breit.

Die von Ruth Gleisberg verfasste „Chronologie“ im Band Lindenau-Museum Altenburg 1848-1998 erwähnt Dr. Mocks Entlassung als Direktor des Museums im Jahr 1937, verliert aber kein Wort über die Gründe. Unvermittelt taucht dann sein Name im Jahr 1947 wieder auf, und zwar im Zusammenhang mit der Ausstellung 25 Jahre Graphiksammlung Dr. Mock.

Schwulenpolitisch hat sich Mock nach allem, was ich habe recherchieren können, nicht engagiert.

(Lorenz, Ein Museumsdirektor als „Sexualverbrecher“ im Räderwerk von Kriminalpolizei und Justiz in Töv, di schiet ik an. Münster 2013. S. 513- 555, Zitate S. 547f.).

Becker, Favart, Gotthold, Grahl, Kreutz, Lanker, Lauffen, Michel, Schwartzer, Walter – zehn (von sehr viel mehr) Namen Hamburger Sänger, Schauspieler, Tänzer, Bühnenbildner, die eines gemeinsam haben, dass sie während der NS-Zeit denunziert und beschuldigt worden waren, gleichgeschlechtliche Handlungen begangen zu haben. Einige von ihnen kamen mit dem Schrecken davon und wurden freigesprochen, andere mussten eine Gefängnisstrafe verbüßen. Alle haben das NS-Regime überlebt. Ihre Erwartungen an die Nachkriegszeit bestanden vor allem darin, in Ruhe arbeiten und eine neue Karriere begründen zu können. Einige hatten damit Erfolg, andere scheiterten. Von wieder anderen wissen wir, dass sie traumatisiert waren. Dies trifft beispielsweise zu für den Bühnenbildner und Filmarchitekten Albrecht Becker (1906-2002), der 1935 zu drei Jahren Gefängnis verurteilt worden war und der bei den Vernehmungen zahlreiche Namen seiner Partner preisgegeben hatten. Becker begann nach der Strafverbüßung damit, sich bewusst Schmerzen zuzufügen. Am Ende war er am gesamten Körper tätowiert, ein unter Schmerzen gestaltetes lebendes Kunstwerk.
Zwischen 1921 und 1936 spielte Willy Favart (1889-1971) am Deutschen Schauspielhaus in Hamburg Egmont, Odoardo, Leicester. Als Peer Gynt stand er zwischen 1921 und 1933 einhundertundsechzehn Mal auf der Bühne, und in der Neuinszenierung des Stücks von 1935 als Trollkönig. Favart war homosexuell und ist deswegen mehrfach in Schwierigkeiten geraten. Er hatte aber trotz allem ungeheueres Glück, so belastend die Zeit von Ende Mai 1935 bis Mitte Februar 1938 für ihn persönlich und beruflich gewesen war, denn am 12. Februar 1938 sprach ihn das Gericht trotz  „nicht unerheblichen Verdachts“ frei. Erst 1940, vier Jahre nach dem Ende seines Hamburger Engagements, durfte Favart wieder auf der Bühne stehen – diesmal in Köln und unter seinem Geburtsnamen Wilhelm Pilgram. Unmittelbar nach Kriegsende trug er wesentlich zum Wiederaufbau der Kölner Theaterszene bei und inszenierte den Sommernachtstraum mit der Musik von Felix Mendelssohn-Bartholdy. Pilgram verkörperte in der Folge in Köln die großen Rollen seines Fachs wie Lear oder den Dorfrichter Adam. Außerdem war er am Rundfunk tätig. 
Nach Hamburg ist Pilgram ebenso wenig zurückgekehrt wie der einst bestbezahlte Tenor an der Hamburgischen Staatsoper Hans Grahl (1895-1966), der im Mai 1937 wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen zu sechs Monaten ‚Gefängnis verurteilt worden war. Nach Verbüßung der Strafe ging Grahl zunächst an das Deutsche Theater in Prag und gastierte nach Wiederaufnahme in die Reichstheaterkammer in Breslau und Berlin, wo er auch nach dem Krieg tätig war.
Hans Gotthold (*1910) wirkte zwischen September 1937 und Anfang 1942 an 49 Premieren am Deutschen Schauspielhaus mit. Er trat in kleinen und mittleren Rollen auf. Wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen denunziert, stand er Ende Februar 1942 vor Gericht, das ihn „mangels ausreichenden Beweises“ freisprach. Nach dem Krieg war Gotthold u. a.  Spielleiter an den Theatern Hof und Lüneburg.

Ähnlich wie Gotthold erging es dem Dramaturgen und Schauspieler am Deutschen Schauspielhaus Dr. Curt Michel (Michell) (*1907). Er wurde im November 1943 vom Vorwurf, gleichgeschlechtliche Handlungen begangen zu haben, freigesprochen und ging danach an das Deutsche Theater Prag. Nach dem Krieg war er als Chefdramaturg und in führenden Positionen im Theaterapparat in Karlsruhe, Frankfurt am Main, Gelsenkirchen und Nürnberg tätig. Seine letzte Stelle trat er 1967 als „Chefdisponent“ und Schauspieler am Theater Augsburg an.
Weniger Glück als Gotthold und Michell hatte der Hamburger Heinz Kreutz (*1911). Nach seiner Zeit als Schauspielschüler am Stadttheater Altona hatte er Engagements in Altenburg und Elbing und gastierte in Rudolstadt, Kolberg, Hamburg und Berlin. Kreutz war homosexuell und sexuell ausgesprochen aktiv, wodurch er in das Fadenkreuz  von Kriminalpolizei und Justiz geriet. Ende Februar 1937 wurde er in Hamburg in Schutzhaft, einen Monat später in Untersuchungshaft genommen und  am 2. November desselben Jahres zu 21 Monaten Gefängnis verurteilt, die er in einem der Emslandlager verbüßte. Nach der Entlassung wurde er zur Wehrmacht einberufen. Als Schauspieler hat Kreutz allem Anschein nach nicht mehr Fuß gefasst. Im Deutschen Bühnen-Jahrbuch 1950 ist Kreutz im Register mit der Adresse der elterlichen Wohnung am Reyesweg in Eilbek vermerkt. Die Jahrbücher 1951 und 1952 verzeichnen ihn als freien Mitarbeiter beim Rundfunk in Hamburg. Die letzte Eintragung des Namens erfolgte im Deutschen Bühnen-Jahrbuch 1975.
Ein fast entgegengesetztes Schicksal hatte der Altonaer Heinz Lanker (*1916), persönlicher Freund und Sexualpartner von Heinz Kreutz. Lanker wurde Mitte März 1937 kriminalpolizeilich verhört. Ob es zu einer Anklage gekommen ist. ließ sich nicht feststellen. Nach 1945 machte Heinz Lanker Karriere bei der Niederdeutschen Bühne Hamburg, dem heutigen Ohnsorg-Theater, an dem er 1970 sein 25-jähriges Bühnenjubiläum beging. Er starb 1978 und ist auf dem Ohlsdorfer Friedhof beigesetzt worden.
Wer den Tiger von Eschnapur, Ödipussi oder Timm Taler kennt, kennt auch Richard Lauffen (1907-1990). Seit dem 1. August 1939 war er am Deutschen Volkstheater Altona engagiert. Von Ende August 1942 bis Mitte Mai 1944 wirkte er an 12 Premieren mit. Ähnlich wie Gotthold oder Dr. Michell wurde er in einem Prozess „mangels ausreichenden Beweises“ freigesprochen. Lauffen  spielte weiterhin in Hamburg und verkörperte u. a. Hamlet, Mephisto, Franz Moor. Außerdem wirkte er in zahlreichen Filmen und Fernsehproduktionen mit.
Auch der 1937, 1938 und 1940 an der Hamburgischen Staatsoper tätig gewesene Tänzer Konrad Schwartzer (*1902) wurde wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen denunziert. Aus unterschiedlichen Gründen ist wohl keine Anklage erhoben worden. Möglicherweise profitierte Schwartzer davon, dass er seinen Lebensschwerpunkt nach Danzig verlagert hatte. Nach dem Zweiten Weltkrieg lebte Schwartzer in Hamburg, Glücksburg und seit 1952 in Lübeck, an dessen Theater er 1953 als Gast in der Funktion eines Operettenspielleiters arbeitete.
Die Akte Grahl erwähnt noch einen weiteren Künstler, der Opfer der Homosexuellenverfolgung geworden ist: den am 9. Juli 1909 in Hamburg geborenen Heinz Walter. Er wurde bei seiner Ausbildung von Grahl unterstützt und erhielt 1936 ein Engagement in Bielefeld. Dort wurde er noch im selben Jahr wegen homosexueller Handlungen zu fünf Monaten Gefängnis verurteilt. Nach seiner Entlassung aus dem Gefängnis kehrte er zu seinen Eltern nach Bergedorf zurück. Walters berufliche Karriere bleibt weitgehend im Dunklen. Aber als Einundneunzigjähriger spielte Heinz Walter im Jahr 2001 in Alexander Tavakolis Spielfilm-Projekt Verrecker nach Motiven von Oscar Wilde „einen alten Mann, der auf dem Sterbebett einer schrecklichen Vision aus seiner Vergangenheit unterliegt“ – ein wahrhaft passender Fazitsatz zum Kapitel homosexueller Hamburger Künstler.
Ob die erwähnten Hamburger Künstler nach dem Krieg über ihre Verfolgung während der NS-Zeit gesprochen haben – darüber habe ich nichts in Erfahrung bringen können. Vermutlich haben sie geschwiegen. Am weitesten scheint einer der berühmtesten Hamburger Theaterleiter und Schauspieler Gustaf Gründgens (1899-1963) gegangen zu sein. Am 29. Dezember 1958 äußerte er anlässlich der Überreichung der Hamburger Medaille für Kunst und Wissenschaft seine Genugtuung über die Ehrung für einen „durch Natur und Schicksal wie durch äußere Umstände, denen mein Leben untersteht, gleichermaßen gefährdeten“ Menschen. „Mit einigen Ehren 60 Jahre alt geworden“ zu sein, ist für ihn „Quelle großer Verwunderung und überraschten Staunens“. Wer Gründgens kannte, wusste, worauf er anspielte, für andere blieb der Satz dunkel.
(Lorenz: Hamburger homosexuelle Schauspieler und Musiker in den Fängen der Kriminalpolizei in: Töv, di schiet ik an. Münster 2013, S. 468-513; Rosenkranz/Bollmann/Lorenz: Homosexuellenverfolgung in Hamburg 1919-1969. Hamburg 2009, S. 88-90 betr. Grahl.)
Nicht darüber sprechen, dasjenige  scheinbar geheim zu halten oder zu verschweigen, was alle Welt wusste (oder zumindest ahnte), nämlich schwul zu sein, gehört zum Verhalten vieler Homosexueller nach dem Zweiten Weltkrieg. Das klingt nicht nur absurd, sondern ist es auch, gehörte aber vor nicht allzu langer Zeit zur Überlebensstrategien oder wurde staatlicherseits verordnet. Dieses Verschweigen setzt sich bis heute oft in Biographien fort. Und dennoch existierte das gemeinsame Grab des homosexuellen kommunistischen Schriftstellers Ludwig Renn, geb. Arnold Friedrich Vieth von Golßenau (1889-1979) und seiner beiden (z. T.) gleichzeitigen Lebenspartner Max Hunger und Hans Pierschel mit voller Namensnennung in der Künstlerabteilung des Berliner Zentralfriedhofs Friedrichsfelde.
Dasselbe gilt für die beiden aus Spandau stammenden und nach der Ausbombung in Falkensee lebenden Maler Hans Zank (1889-1967) und Willi Gericke (1895-1970), die jahrzehntelang zusammen studiert, gelebt, eine gemeinsames Atelier betrieben und sogar viele ihrer Bilder gemeinsam signiert hatten. Beigesetzt worden sind sie in einem gemeinsamen Grab auf dem Friedhof Kremmener Straße in Falkensee bei Berlin-Spandau. Der umfangreiche Katalog von Eduard Sabatier und Heinrich Wolter, der 1987 in Verden/Aller erschienen ist, geht mit keinem Wort darauf ein, ob dieses Zusammenleben auch sexuell begründet war, sondern spricht nur davon, dass sie unverheiratet und kinderlos gewesen seien bzw. von „seinem Freund und Lebenskameraden“ (S. 12, 76). Frau Gabriele Helbig, Leiterin des Museums und der Galerie Falkensee, wo 2019 eine umfangreiche Retrospektive der beiden Künstler stattfand, antwortete mir auf meine Frage, ob die beiden Männer homosexuell gewesen seien, dass darüber nichts überliefert sei, dass die Einwohner von Falkensee aber davon überzeugt gewesen seien, dass Zank und Gericke sehr viel mehr miteinander verbunden habe als ein enges Arbeitsverhältnis. 
Als Homosexueller bekannt sein, dies verschweigen, den langjährigen Lebenspartner verleugnen und unter Pseudonym kenntnisreich Novellen homosexuellen Inhalts schreiben – und das alles gleichzeitig: das ist zum Beispiel Eduard Rhein. Wer kennt heute noch diesen Namen? Vor wenigen Jahrzehnten war er eine Hamburger Berühmtheit. Geboren wurde er im Jahr 1900 in Königswinter und durchlebte fast das gesamte 20.  Jahrhundert, bis er 1993 in Cannes starb. Rheins Lebensmittelpunkte lagen im Rheinland, in Berlin, nach dem Zweiten Weltkrieg in Hamburg und am Ende in Südfrankreich.

Rhein war Salonmusiker, Ingenieur, Inhaber zahlreicher Patente, Journalist, Begründer der Programmzeitschrift Hör zu! / Hörzu im Jahr 1946 und achtzehn Jahre lang deren Chefredakteur, Popularisator der Mecki ‒ Figur, Schriftsteller unter eigenem Namen sowie unter einer Reihe Pseudonyme, Urheber des Wortes Schleichwerbung, Marktstratege und auf Grund seiner Erfindung des Schriftfüllverfahrens für Langspielplatten mehrfacher Millionär. Alles, womit er sich beschäftigte, schien ihm zu gelingen. 

Natürlich blieben öffentliche Ehrungen nicht aus. Und die 2004 erfolgte Benennung von ca. 150 Metern Alsterufer zwischen Schwanenwik und Schöne Aussicht in Eduard-Rhein-Ufer hätten ihn weder überrascht noch sonderlich gefreut – er hätte sie als selbstverständlich betrachtet (oder sich darüber geärgert, dass es nur 150 Meter Bäume und Gestrüpp sind, die seinen Namen tragen).
Und dennoch: Auch in seinem Leben gab es Brüche, Enttäuschungen und ein lebenslanges bewusstes Verschweigen.

Meinungsverschiedenheiten mit Axel Springer führten 1964 zu seiner Entlassung. Der durchsetzungsstarke und befehlsgewohnte Chefredakteur der erfolgreichsten europäischen Programmzeitschrift hatte nicht einkalkuliert, dass deren Eigentümer am längeren Hebel saß. Diese Niederlage scheint Rhein nie überwunden zu haben. Doch blieb er auch in seiner nachberuflichen Lebensphase nicht untätig. 1976 gründete er die finanziell großzügig ausgestattete Eduard-Rhein-Stiftung zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung, der Bildung, Erziehung, Kunst und Kultur mit fünf verschiedenen hoch dotierten jährlich zu verleihenden Preisen.
Vor allem aber intensivierte er seine schriftstellerische Tätigkeit. Während seiner Zeit als Chefredakteur initiierte er Fortsetzungsromane für die Hör zu! Er gab den Plot vor, schrieb sie, wohl auch mit Hilfe von Ghostwritern, veröffentlichte sie unter Pseudonym, ließ einige auch verfilmen. Erwähnt seien Ein Herz spielt falsch (1950) und Suchkind 312 (1955). Diese Romane sind keine große Literatur, waren aber erfolgreich.

1990 erschien seine Autobiographie Der Jahrhundertmann. So interessant sie auch sein mag, eines hat Eduard Rhein darin sorgfältig verschleiert: seine Homosexualität. Will Theden, Rheins 1973 verstorbener langjähriger Lebenspartner, kommt in diesem Buch nur als einer der vielen engeren Bekannten vor. Dass sich Rhein aber intensiv mit dem Thema Homosexualität auseinandergesetzt hat, zeigen die vier Bände mit den Untertiteln Erotische Novellen aus der Welt der anderen bzw. Ein Roman und sechs Geschichten aus der Welt der anderen, die er zwischen 1979 und 1981 unter dem Pseudonym Claude Borell im Münchner Goldmann Taschenbuch-Verlag veröffentlichte. Rhein, wiederum am Puls der Zeit, füllte mit seinen Texten die Lücke zwischen literarisch anspruchsvollen Romanen zum Thema Homosexualität von Jean Genet, Hubert Fichte oder Bengt Söderbergh und den immer zahlreicher erscheinenden pornographischen Schnellschüssen. Rheins Novellen wirken vielfach konstruiert und sind oft trivial; sie greifen aber Themen auf, die im gesamten 20. Jahrhundert für Homosexuelle bestimmend waren: Verfolgung, Erpressung, Vereinsamung, Selbstmord. Häufig geht es um Strichjungen und um Homosexualität im Alter, um hässliche und kriegsversehrte homosexuelle Männer.
Rheins „homosexuelle“ Texte vermögen bisweilen heute noch anzurühren. Vor allem aber sind sie Zeitdokumente. Und sie sind die Versuche ihres Autors, sich etwas von der Seele zu schreiben, was er üblicherweise hinter einer geschäftigen und prächtig wirkenden Fassade zu verbergen suchte.

Eduard Rhein war homosexuell. Allerdings hatte er sich in seiner Berliner Zeit allem Anschein nach keine sonderliche Mühe gegeben, dies im Bekanntenkreis zu kaschieren. Und doch hat er sich unter seinem Klar-Namen nicht dazu bekannt – auch nicht nach den beiden Reformen des Paragraphen 175 StGB von 1969 und 1973. An seiner Zusammenarbeit mit Axel Springer (1912-1985) kann das nicht gelegen haben, denn Springer war als Privatmann nicht homosexuellenfeindlich und hatte im Fall des Journalisten Dr. Hans Meyer (1894-1940 im KZ Sachsenhausen) während einer Befragung durch die Hamburger Kriminalpolizei im Jahr 1939 Zivilcourage gezeigt und Meyer für seine Flucht aus Deutschland tatkräftig unterstützt.

Dass Rhein die eigene homosexuelle Veranlagung umgetrieben hat, belegen seine erotischen Novellen. Es war möglicherweise die in seiner Gesellschaftsschicht anerzogene Haltung, über Sexualität und persönliche Dinge nicht zu sprechen. (Nebenbei: Als Bernhard Rosenkranz und ich unser Buch Hamburg auf anderen Wegen veröffentlichten, waren wir zuvor vom Verleger gefragt worden, ob wir dies unter Pseudonym tun wollten – und das im Jahr 2005).
Doch hat es unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg in Hamburg auch Männer gegeben, die mit ihrer sexuellen Veranlagung offen umgegangen sind  und die von dem Gesetzgeber die Abschaffung, zumindest aber eine weitgehende Reform des Sonderstrafrechts gegen Homosexuelle gefordert haben. In ihren Forderungen unterstützt sahen sie sich sechs Jahre nach Ende des Krieges durch das leider nicht wegweisend gewordene sogenannte 3-Mark-Urteil des Landgerichtsdirektors Fritz Valentin (1897-1984) und seiner Kollegen Schleusener und Wartemann vom 22.6.1951.Valentins Urteilsbegründung sollte erst 18 Jahre später in Ansätze und vollständig nach 43 Jahren Gesetzeskraft erlangen. Sie lautete: „Die Tatsache, daß die Angeklagten mit mehreren Männern homosexuellen Verkehr gepflogen haben und die Art und  Weise dieses Verkehrs [können] strafrechtlich ebenso wenig relevant sein wie der heterosexuelle Verkehr“.
Kaum noch bekannt, aber doch nicht völlig vergessen ist der oben erwähnte Willy Nillius (auch Nilius), geboren 1892 in Karlsruhe. Über ihn erschien am 15.9.1949 im Spiegel der Artikel Gemacht wird’s ja doch (mit Foto). Das Buch Hamburg auf anderen Wegen von Bernhard Rosenkranz und mir aus dem Jahr 2005 widmet ihm zehn Zeilen unter der Überschrift Deutscher Freundschaftsbund (S. 89f.). Und Raimund Wolfert erwähnt ihn zehn Jahre später einige Male in seinem Aufsatz Homosexuellenpolitik in der jungen Bundesrepublik (S. 17-19, 29, 37, 50).
Willy Nillius bezeichnete sich als Humanisten, praktischen Psychologen, Sprechbildner-Spezialisten und „Erfolgstechniker“. In Berlin hatte er ein „Lebenskunst-Institut“ geführt, das er nach dem Zweiten Weltkrieg in die Hamburger Simon-von-Utrecht-Straße verlegte. 

In der Freien und Hansestadt versuchte er dann im Jahr 1949 eine Organisation zu gründen, die die Interessen homosexueller Menschen vertreten sollte. Sie sollte Deutscher Freundschaftsbund heißen und die Tradition der ersten deutschen Homosexuellenbewegung des Kaiserreichs und der Weimarer Republik wiederaufnehmen und fortsetzen. Vorgesehen war, in anderen Städten Ortsgruppen zu gründen, ein internes Mitteilungsblatt herauszugeben und die Zeitschrift Die Freundschaft wiederaufleben zu lassen. Gefordert wurden – wie schon oben zitiert ‒  „die Streichung des § 175 […] Freilassung sämtlicher wegen § 175 bestrafter und eingesperrter Häftlinge, Einstellung bezw. Niederschlagung sämtlicher schwebender diesbezüglicher Verfahren, Herausnahme und Tilgung sämtlicher photographischer Aufnahmen aus dem sogenannten Verbrecher-Album sowie Tilgung sämtlicher Vorstrafen bezüglich des § 175 aus dem Strafregister“ (Der Spiegel 15.9..1949). Doch aus der Gründung des Deutschen Freundschaftsbundes, die für den 13. September 1949 vorgesehen war, wurde nichts, und zwar auf Betreiben des Hamburger Polizeichefs Bruno Georges (1892-1868), der seinerzeit am Karl-Muck-Platz residierte. Georges  beauftragte den Polizeigruppenchef Rieck, die Vereinsgründung unmittelbar vor der Gründungsveranstaltung zu verhindern. Der Spiegel berichtete: „Am Dienstagabend um 20 Uhr lasen dann rund fünfzig Gründungsinteressierte vor dem Vereinslokal ‚Stadtkasino’, Großneumarkt 11, auf einem Plakat: ‚Die für heute einberufene Gründungsversammlung des Vereins Deutscher Freundschaftsbund findet noch nicht statt, da noch verwaltungsmäßige Fragen zu erledigen sind’. Motorisierte Streifen und Straßendoppelposten gaben dem Gründungsverbot polizeiliche Umrahmung“. Für die Ziele der Homosexuellen hatte Rieck nach Darstellung des Spiegels kein Verständnis: „Das ist ja gerade der Kampf dieser Männer, daß sie den § 175 aus dem Strafgesetz raushaben wollen. Aber das wird, soweit ich die Rechtsverhältnisse kenne, überhaupt nicht möglich sein. Denn aus diesen homosexuellen Sachen ergibt sich die männliche Prostitution. […] Die Satzung ist so undurchsichtig und unnatürlich, daß ich es nicht mit meinem Gewissen vereinbaren kann, diesem Verein auch nur eine leise Genehmigung zu geben“. Und dabei blieb es.
Aber nicht nur die Hamburger Polizei hatte Nillius’ Pläne torpediert, sondern gegen seine Vereingründungspläne gab es auch Gegenwind aus den eigenen Reihen – und dies vor allem von dem verdienstvollen, aber menschlich schwierigen Kurt Hiller (1885-1972), der 1949 seinen Hauptwohnsitz noch in London hatte und von dort 1955 nach Hamburg zog.

Nillius starb am 11. November 1976 in Hamburg. Alle seine Bemühungen um Wiedergutmachung waren nach der Entscheidung des Landgerichts Hamburg im Jahr 1963 endgültig gescheitert. Verfolgung wegen Homosexualität war nicht wiedergutmachungsfähig.
(Zu Nillius gibt es im Hamburger Staatsarchiv eine Wiedergutmachungsakte unter 351-11: Amt für Wiedergutmachung, Signatur 13891. Darin befinden sich laut Mitteilung von Ulf Bollmann vom 4. April 2013 „ein Foto auf einem Geschäfts-Briefpapier von ihm sowie Hinweise über Verfahren nach § 175 (vor und nach dem Krieg) die letztlich zur Nichtanerkennung seiner Verfolgung im Nationalsozialismus führten. Die noch angestrengte Klage (213-13 Landgericht Wiedergutmachung, Signatur 820 (Entsch.) 377/60 wurde 1963 abgewiesen“.
Vgl. weiterhin Rosenkranz/Lorenz: Hamburg auf anderen Wegen, Hamburg 2006, S. 89f., 94).

Der in Hamburg geplante Deutsche Freundschaftsbund war möglicherweise die Initialzündung für ähnliche Vorhaben, denn schon einen Monat später, im Oktober 1949, kam es in Frankfurt am Main auf die Initiative von Hermann Weber (1882-1955), einem Veteranen der ersten deutschen Homosexuellenbewegung, und des später in Hamburg wirkenden Mediziners Hans Giese (1920-1970) zur Neugründung des Wissenschaftlich-humanitären Komitees (WhK), dessen Eintragung im Vereinsregister wegen des Vereinszwecks, die Homosexualität wissenschaftlich zu erforschen, am Einspruch des Frankfurter Stadtgesundheitsamtes scheiterte. Auseinandersetzungen innerhalb der Gruppe, nicht zuletzt durch Kurt Hiller verursacht, führten dazu, dass sich das Frankfurter WhK wenige Wochen später wieder auflöste.

Eine längere Lebenszeit während der ersten Hälfte der 1950er-Jahre hatten der Hamburger Club der Freunde (Pan-Club) von Johannes Dörrast (1914-?) und Charles Grieger (1903-?), die IFLO (Internationale Freundschaftsloge) und der Hamburger Kreis, in denen die beiden bei homosexuellen Männern bekannten und angesehenen Rechtsanwälte Dr. Friedrich Franz Reinhard (1915-1985) und Dr. Albrecht Diedrich Freiherr von Dieckhoff (1896-1965) auftraten.
Die genannten Gruppierungen setzten sich für die Reform bzw. Streichung des § 175 StGB ein, schöpften Hoffnung bei günstigen Urteilen, bis diese Hoffnungen gründlich zerstört wurden durch das 12 Jahre nach Ende des Krieges erfolgte Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Mai 1957. Und es sollte noch einmal 12 Jahre dauern, bis es in der Bundesrepublik Deutschland zu einer ersten Reform des Sonderstrafrechts gegen homosexuelle Männer kam.
Das Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht beruhte auf den Verfassungsbeschwerden des Hamburger Kaufmanns Oskar Kertscher gegen das Urteil der Großen Strafkammer 4 des Landgerichts Hamburg vom 2. Februar 1952 und des Hamburger Kochs Günther Roebe gegen das Urteil der Großen Strafkammer 6 beim Landgericht Hamburg vom 14. Oktober 1953. Es war also seit 1952 anhängig und benötigte mehr als fünf Jahre bis zu seiner Entscheidung.

Über Günther Roebe wissen wir wenig, über Oskar Kertscher (1893-1956) umso mehr.

Nach seinem Volksschulabschluss absolvierte er eine Lehre als Zimmermann, von 1914 bis 1918 nahm er am Ersten Weltkrieg teil und erhielt das Eiserne Kreuz II. Klasse. In der Zwischenkriegszeit ist er als Obsthändler, als Vertreter und schließlich wieder als Zimmermann tätig gewesen.
Kertscher war wenig geneigt, vorgegebene Normen einzuhalten. Im Alter von 20 bis 25 Jahren wurde er dreimal wegen Diebstahls, wegen Verstößen gegen das Lebensmittel- und Kraftfahrzeuggesetz sowie wegen Beleidigung verurteilt. Danach stand er vor allem wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen vor Gericht und ist in den Jahren 1929, 1932, 1936, 1938, 1941 und 1952 nach den §§ 175 bzw. 175a StGB verurteilt worden. 1941 erhielt er eine einjährige Zuchthausstrafe, nach deren Verbüßung er im August 1942 in das KZ Neuengamme eingewiesen wurde, wo er ohne Hoffnung auf Freilassung bis zum Ende des Krieges verblieb.

Seit 1946 bemühte er sich bei der Hamburger Justiz, die Zuchthausstrafe in eine Gefängnisstrafe umzuwandeln und alle Bestrafungen der NS-Zeit „auf ein gerechtes Strafmaß zurückzuführen“, was am 12.8.1949 geschah.

Aber das durchaus ansehnliche Vorstrafenregister betrifft nur eine Facette dieses umtriebigen und ideenreichen Mannes. Sein Obststand auf dem Pferdemarkt diente Mitte der 1930er-Jahre als Homosexuellentreffpunkt, an dem man sich austauschen konnte. Im Sommer 1947 versuchte Kertscher, der im KZ Neuengamme den grünen und nicht den rosa Winkel getragen hatte, eine „Überparteiliche Vereinigung ehemaliger KZ-BV-Häftlinge“ zu gründen, was ihm allerdings von der britischen Militärbehörde untersagt wurde. Ein Jahr zuvor, 1946, hatte er allerdings von den Briten eine „Lizenz für Übersetzungsdienste“ erhalten und die „Thalia-Schreibstuben gegründet“, die er 1955 mit den „nur für Schreibdienste tätigen Schreibstuben Fix von Helmut Kertscher“ vereinigte. 1957, ein Jahr nach Kertschers Tod, entstanden daraus die „Fix Betriebe Oskar Kertscher“, die heute als breit angelegter interkultureller Service als Fix International Services arbeiten. 1949 hatte Kertscher zunächst den oben erwähnten Willy Nillius bei der Gründung des Deutschen Freundschaftsbundes unterstützt, sich dann aber mit ihm überworfen. Anschließend – so Raimund Wolfert (S. 39) ‒ „setzte er auf eine kleine Arbeitsgruppe zur Reform des Sexualstrafrechts, die offenbar nicht mehr als ein Zwei-Mann-Betrieb war. In ihrem Namen verbreitete er hektographierte Rundschreiben, die in der Regel von seinem Mitstreiter Paul Hugo Biederich verfasst waren. Kertscher und Biederich suchten bald den Schulterschluss mit Hans Giese und boten ihm an, ihre Arbeitsgruppe in eine Ortsgruppe des WhK zu überführen“. Bald aber endete auch diese Zusammenarbeit, weil Giese nur eine Reform bzw. die Abschaffung des § 175, Kertscher aber auch die Aufhebung des § 175a StGB anstrebte und verlangte (Wolfert, S. 39-41, auch 65).
Kertscher ist mit seinen Initiativen gescheitert, und durch das nach seinem Tod erfolgte Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Mai 1957 wäre ihm eine weitere Niederlage beigefügt worden. Doch hätte er auch dann vermutlich nicht aufgehört, sich für die Aufhebung des Sonderstrafrechts für gleichgeschlechtlich empfindende Männer einzusetzen. Er war ein Mensch, der nicht aufgab und der seine Veranlagung vor anderen nicht verbarg. Sein Engagement hat zu seinem vergleichsweise frühen Tod gewiss beigetragen.

(Vgl. Rosenkranz/Bollmann/Lorenz: Homosexuellenverfolgung in Hamburg 1919-1969, Hamburg 2009 S. 127-129.  Lorenz/Bollmann: Liberales Hamburg?  Ausstellungskatalog, Hamburg 2013, S. 76; Wolfert: Homosexuellenpolitik in der jungen Bundesrepublik, Göttingen 2015, S. 39-41; Fix Interkultureller Service, Innovativ seit 1946 unter http://www.fix-interkulturell.de/ueber-uns-geschichte/; Idealisten, in: Der Spiegel vom 16.8.1947; Bollmann: Gustav Karl Ernst Mösing, in: Stolpersteine in Hamburg-Altona, Hamburg 2015, S. 129-131 .)

Erwähnt worden ist er schon, der am 31. Dezember 1907 in Danzig-Langfuhr, dem heutigen Wrzeszcz, geborene Paul Karl Hugo Biederich, dessen Lebensmittelpunkte Kiel, Berlin und Hamburg werden sollten. Er zählt zu den bedeutendsten Schwulenaktivisten der frühen Nachkriegszeit.  
Biederich stammte aus einem konservativen Milieu und wurde unmittelbar nach seinem Abitur 1926 Mitglied der DNVP. Er studierte in Freiburg, Marburg und vor allem in Kiel Jura und bestand seine juristischen Staatsprüfungen 1930 und 1935. 
Im Jahr 1933 ist Biederich von der Christian Albrechts Universität Kiel zum Dr. jur. promoviert worden. Sein Doktorvater war der nationalbolschewistisch orientierte Professor Hans von Hentig.
Im selben Jahr – 1933 ‒ trat er der SS bei. Was ihn im Einzelnen zu diesem Schritt geführt hatte, ist nicht feststellbar. War es das Gefühl, einem „Eliteverband“ anzugehören, waren es Ehrgeiz und Karrierismus? Oder war es die nationalsozialistische Ideologie – aber dann wäre es folgerichtig gewesen, auch der NSDAP beizutreten, und das hat Biederich nicht getan und auch nicht versucht
Und ebenfalls 1933 traf Biederich einen jungen Mann, mit dem sich ein gleichgeschlechtliches Verhältnis entwickelte, das fünf Jahre später zu Ermittlungen, Verurteilungen und ins Gefängnis führen sollte.
Seit August 1935 war Biederich in unterschiedlichen Funktionen bei der  Gestapo in Berlin und Potsdam tätig, bis er im Juni 1938 wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen festgenommen und unmittelbar danach aus der SS „ausgestoßen“ wurde.

Die Ermittlungen zogen sich hin. Kurz vor Weihnachten 1938 wurde Biederich zu 15 Monaten Gefängnis unter Anrechnung der sechsmonatigen Untersuchungshaft verurteilt. Der Doktortitel wurde ihm von der Universität Kiel am 30. September 1939 aberkannt. Nach der Strafverbüßung lebte Biederich zunächst in Hamburg, dann in Berlin, bis er im April 1941 zur Luftwaffe eingezogen wurde. Seit dem 7. Mai 1945 war Biederich wieder in Hamburg gemeldet, arbeitete zunächst als Dolmetscher bei der britischen Besatzungsmacht, später in derselben Funktion beim Senat der Freien und Hansestadt Hamburg. Am 1. Mai 1946 wurde er stellvertretender Leiter der Einspruchsstelle des Senats. Seit 1948 war er als Referent bei der Preisbildungs- und Überwachungsstelle tätig. Es hätte alles so weitergehen können, wenn, ja wenn Biederich nicht erneut wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen angeklagt worden wäre. Am 29. September 1949 ist er zu neun Monaten Gefängnis verurteilt worden, die er bis zum 31. Dezember desselben Jahres verbüßte. Der Rest der Strafe wurde bis Mitte 1952 zur Bewährung ausgesetzt.
In der Folge gelang es Biederich mit Hilfe des Berliner Rechtsanwalts und Schwulenaktivisten Dr. Werner Hesse (1906-1989), dass die 1938 ausgesprochene fünfzehnmonatige Gefängnisstrafe vom Landgericht Berlin im Juni 1955 auf drei Monate zurückgeführt wurde.  Am 20. Dezember 1954 war Biederich beim Oberverwaltungsgericht Lüneburg erfolgreich gewesen und hatte die Befugnis zurückerhalten, seinen 1933 erworbenen und 1939 aberkannten Doktortitel zu führen. 
Erwartungsgemäß scheiterte Biederich auf Grund seiner SS-Mitgliedschaft mit einem Antrag auf Entschädigung nach dem Bundesentschädigungsgesetz.

Beruflich war Biederich in der Folge als Wirtschaftsjurist tätig. Er hatte sowohl eine Hamburger als auch eine Berliner Adresse. Gestorben ist Biederich im Jahr 1968.
Ähnlich wie Nillius und Kertscher ging es Biederich aber nicht nur um die Aufarbeitung seines persönlichen Schicksals, sondern darüber hinaus um den Kampf gegen den § 175 StGB. 1949 war er Justitiar des von Hans Giese neu gegründeten Instituts für Sozialwissenschaft in Frankfurt am Main. 1952 unterstützte er Kertscher bei seiner Verfassungsbeschwerde  beim Bundesverfassungsgericht. Vor allem aber war er publizistisch Multiplikator und Popularisator wissenschaftlicher Erkenntnisse zum Thema Homosexualität. So erschien 1951 das Buch Die Sexualität des Mannes. Darstellung und Kritik des Kinsey Report, für das Biederich die Kapitel „Die Methode“ (S. 17-42), „Zusammenstellung der Ergebnisse“ (S. 108-205) verfasst hatte. Im selben Jahr gab er die 71 Seiten umfassende Broschüre §175. Homosexualität heraus. Und nachdem im September 1951 das verleumderische, infame, homophobe 31 Seiten umfassende Pamphlet Das dritte Geschlecht – Um die Strafbarkeit der Homosexualität des Amtsgerichtsrats Richard Gatzweiler vom fundamentalkatholischen Kölner Volkswartbund erschienen war, antwortete Biederich am 30. November mit der 15 Seiten umfassenden Polemik Entgegnung auf die Schrift „Das dritte Geschlecht“ des Amtsgerichtsrats R. Gatzweiler, Bonn. Darin heißt es: Diese kostenlos vertriebene Schrift Gatzweilers schaffe Voreingenommenheit und gebe ein „völlig falsches Bild“ der darin behandelten Problematik, denn „meisterhaft versteht Gatzweiler es, im Fettdruck Behauptungen aufzustellen, für welche weder der vorangehende, noch der nachfolgende Text auch nur eine Spur Begründung enthält. Die im Kleindruck gehaltenen Ausführungen nehmen es gleichfalls mit der Wahrheit nicht sehr genau“. Gatzweilers gesamten Text durchzögen Halbwahrheiten, Oberflächlichkeiten, wissenschaftlich Unhaltbares oder längst Überholtes und Unrichtigkeiten. Er zitiere falsch, seine rechtshistorischen Kenntnisse seien mangelhaft, er wisse nichts über die Reformbestrebungen in England und anderen europäischen Ländern, habe keine Kenntnis von der Diskussion über die §§ 175, 175a StGB unter deutschen Strafrechtlern aus Praxis und Wissenschaft. Stattdessen schließe er sich ausgerechnet der Argumentation des nationalsozialistischen Juristen Rudolf Klare aus dem Jahr 1937 an. Für Biederich ist Gatzweilers Schrift ein gefährliches, noch nicht einmal pseudowissenschaftliches, sondern ein reaktionäres Machwerk, das Vorurteile bediene und fördere.
(Lorenz/Bollmann: Dr. Paul Biederich SS-Mann und Schwulenaktivist, in: Diskriminieren – Kriminalisieren – Eliminieren. Hamburg 2016, S. 7-48.)

Die Erfahrungen mit den Homosexuellen-Verfolgungen der NS-Zeit und die dadurch hervorgerufenen Traumata aufzuarbeiten, ist in der unmittelbaren Nachkriegszeit nur wenigen Männern, die Strafanstalten oder Konzentrationslager überlebt hatten, gelungen, denn in der Einstellung der Gesellschaft und der Politik gegenüber Homosexuellen hatte sich nichts geändert. Die meisten der Betroffenen sind zugrunde gegangen oder haben resigniert. Diejenigen, die sich aktiv gegen die fortbestehenden Verfolgungen auflehnten und Reformen durchzusetzen suchten, starben, bevor sich 24 Jahre nach Ende des Krieges erste Erfolge zeigten. Eine bittere Bilanz, an der es nichts zu beschönigen gibt.

© Gottfried Lorenz, 22.1.2020

